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Protokoll: Verwaltungsausschuss   des 
Gemeinderats der Landeshauptstadt 
Stuttgart

Niederschrift Nr.
TOP:

153
20

Verhandlung Drucksache: 196/2016
GZ: KBS

Sitzungstermin: 27.04.2016

Sitzungsart: öffentlich

Vorsitz:  BMin Dr. Eisenmann

Berichterstattung: -

Protokollführung: Herr Häbe  fr

Betreff:      Württembergische Staatstheater Stuttgart
Förderung der Ballettwoche 2016
anlässlich 20 Jahre Intendanz Reid Anderson

Beratungsunterlage ist die Vorlage des Referats Kultur, Bildung und Sport vom 
13.04.2016, GRDrs 196/2016, mit folgendem

Beschlussantrag: 

1. Die Stadt Stuttgart fördert die Ballettwoche 2016 der Württembergischen 
Staatstheater mit bis zu 50.000 Euro.

2. Die Förderung durch die Stadt steht unter dem Vorbehalt, dass das Land 
Baden-Württemberg ebenfalls 50.000 Euro aus seinem Haushalt zur 
Verfügung stellt.

3. Die zur Finanzierung erforderlichen Mittel werden im Teilhaushalt 410 des 
Kulturamtes, Amtsbereich 4102811 - Kulturförderung, Kontengruppe 431 - 
Transferaufwendungen, überplanmäßig im Haushaltsjahr 2016 bereitgestellt. 
Die Deckung erfolgt aus der Deckungsreserve.

Die Beratungsunterlage ist dem Originalprotokoll sowie dem Protokollexemplar für 
die Hauptaktei beigefügt.
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Gegenüber StR Urbat (SÖS-LINKE-PluS) teilt EBM Föll mit, der derzeitige Status 
der Deckungsreserve sei ihm aktuell nicht bekannt. Ausgegangen werden könne 
davon, dass die Mittel der Deckungsreserve ausreichen, den zur Beratung 
stehenden Sachverhalt umzusetzen. Die Deckungsreserve diene dazu, im Laufe 
eines Haushaltsjahres auftretende unabwendbare Ausgaben (z. B. Mehrausgaben 
durch Tarifabschlüsse) abzudecken. Vielfach würden solche Ausgaben im 
Zusammenhang mit Budgetüberschreitungen bei der Erstellung des 
Jahresabschlusses auftreten. Auf StR Rockenbauch (SÖS-LINKE-PluS) eingehend 
verweist der Erste Bürgermeister auf den für Juni vorgesehenen 
Finanz-Zwischenbericht.

Danach stellt BMin Dr. Eisenmann fest:

Der Verwaltungsausschuss stimmt dem Beschlussantrag einmütig zu.


